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(No. 1525.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 18ten März 1834., betreffend den Intelligenz⸗ 
Inſertionszwang in allen Provinzen, wo Intelligenzblaͤtter eingerichtet 
werden. 


D. nach dem gemeinſchaftlichen Berichte des Staatsminiſters, Grafen von 
Lottum und des General-Poftmeifters Zweifel entſtanden find, ob die Gerecht⸗ 
ſame des fuͤr Rechnung des großen Potsdamſchen Militair⸗Waiſenhauſes ver⸗ 
walteten Intelligenzblatt⸗Inſtituts fi) auf die Provinz Sachſen erſtrecken, ſo 
beſeitige Ich dieſe Zweifel dahin, daß der Intelligenz⸗Inſertionszwang für die 
gedachte Provinz gilt, und uͤberall eintritt, wenn nach Meiner Verordnung vom 
28ſten März 1811. $. 10. die Einrichtung eines Intelligenzblatts für noͤthig ger 
halten wird. Ich genehmige dabei die mildernden Verfuͤgungen, welche die 
Verwaltung des Intelligenzweſens in Beziehung auf den Inſertionszwang er⸗ 
laſſen hat, und nach den Umſtaͤnden noch eintreten laͤßt. 


Berlin, den 18ten Maͤrz 1834. ; 8 

3 5 Friedrich Wilhelm. 

An den Staatsminifter, Grafen von Lottum und an den N ö 
f General⸗Poſtmeiſter von Nagler. & 


(No. 1526.) Erklärung vom 17ten Mai 1834., wegen eines Abkommens zwiſchen der Koͤ⸗ 
niglich⸗Preußiſchen und Koͤniglich⸗Bayeriſchen Regierung, die Korreſpondenz 
der beiderſeitigen Gerichtsbehoͤrden betreffend. 


Nachdem die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung mit der Koͤniglich⸗Bayeriſchen . gene, 
Regierung uͤbereingekommen iſt, zur Erleichterung und Sicherung der Rechts „ 1e | 
pflege das Verfahren bei Korreſpondenz der beiderſeitigen Gerichts behoͤrden 
zweckgemaͤß feſtzuſtellen; erklaͤrt das Koͤniglich⸗Preußiſche Miniſterium der aus⸗ 
waͤrtigen Angelegenheiten hiermit Folgendes: i 
s Artikel 1. 

Was die Befoͤrderungs⸗Mittel der beiderſeitigen gerichtlichen Korre⸗ 
ſpondenz anbelangt, ſo verbleibt es fuͤr die Rheinprovinzen beider Staaten vor 
der Hand bei den betreffenden Beſtimmungen der in dieſer Beziehung unterm 
+ Oktober 1819. getroffenen Uebereinkunft. 

Jahrgang 1834. (Jo. 1525 — 1526.) Fuͤr 


(Ausgegeben zu Berlin den 28ſten Juni 1834.) 
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Fur die übrigen Provinzen iſt bei jeder Korreſpondenz eine gegenſeitig 
unmittelbare Kommunikation Be 11 4 aNaRn Gerichtsbehoͤrden zulaͤſſig. 
= tikel 2. g x 
| Bei allen Requiſitionen, welche bloß die Inſinuation von Ladungen 
und Verfuͤgungen betreffen, füllen gegenſeitig keine bagren Auslagen und ſon⸗ 
ſtige Koſten berechnet, Requiſitionen dieſer Art vielmehr unbedingt koſtenfrei 
befördert und erledigt werden. Es bleibt jedem Staate uͤberlaſſen, ob und welche 
Koſten er von ſeinen Unterthanen 5 De der Inſinuation einziehen will. 
i rtikel 3. 
Bei anderen Requiſitionen findet gegenſeitig Einziehung ſaͤmmtlicher ers 
wachſenen Koſten Statt, wenn und inwiefern 
a) in Unterſuchungsſachen der Angeſchuldigte zur Zahlung von Koſten rechts⸗ 
kraͤftig verurtheilt worden und vermoͤgend iſt; f 
b) in den übrigen gerichtlichen Angelegenheiten der Extrahent der Requiſi⸗ 
tion zur Zahlung von er und geſetzlich verpflichtet iſt. 
rtifel 4. SE | 

Fuͤr unvermoͤglich zur Bezahlung von Koſten iſt derjenige zu erachten, 
welcher durch ein Zeugniß ſeiner betreffenden Domizils⸗Behoͤrde darzuthun ver⸗ 
mag, daß er durch Entrichtung von Koſten außer Stande geſetzt werden wuͤrde, 
ſich und die Seinigen nothduͤrftig zu ernaͤhren. 1 5 i 

Es iſt hierbei kein hinlaͤngliches Vermögen für vorhanden anzunehmen, 
wenn der Wohnſitz des fraglichen Individuums in einem dritten Stagte bele⸗ 
gen, und die Einziehung von en 1 8 8 mit Schwierigkeiten verknuͤpft iſt. 

; Artikel 5. f 
Four den Fall, daß nach Maaßgabe der Artikel 3. und 4. von den Par⸗ 
theien die Koſten nicht eingezogen werden koͤnnen, ſind die unvermeidlich geweſe⸗ 
nen baaren Auslagen, aber keine andere Koſten, gegenſeitig zu erſtatten. 

Zu den jedenfalls zu erſtattenden bagren Auslagen find zu rechnen Atzung, 
Transport, Kopiglien, Reiſe⸗ und Zehrungskoſten der Gerichtsbeamten und Zeu⸗ 
gen, Botenlohn (Meilengelder), Dolmetſchergebuͤhren u. ſ. w, nicht aber Stem⸗ 
pel und das Porto von Schreiben und Paketen. N 

Artikel 6. 

An Reiſe⸗ und Zehrungskoſten koͤnnen die Gerichtsbeamten nur diejeni⸗ 
gen Saͤtze fordern, welche ihnen im Inlande als Auslagen aus Staatskaſſen 
verguͤtigt werden. Den Zeugen gebuͤhren dergleichen Koſten nach den bei dem 
requirirten Gerichte uͤblichen Taxſatzen; doch haben dieſelben, wenn fie im Aus⸗ 
lande vernommen worden, die Wahl zwiſchen den Taxſaͤtzen ihres und denen 
des auswaͤrtigen Staates. Uebrigens iſt den Zeugen ihre Vergütung unverzuͤg⸗ 
lich, fen. es von dem requixirten Gerichte, ſey es von dem requirirenden nach der 
vom requirirten Gerichte uͤbergebenen Liquidation, zu verabreichen, und hierbei 
erforderlichen Falls von dem requirirten Gerichte die noͤthige Auslage vorſchuß⸗ 
weiſe zu übernehmen, ſolche jedoch von dem requirirenden Gerichte ſofort auf 
erhaltene Bengchrichtigung zu erſtatten. N 5 25 

i Artikel 7. a 5 
g Sowohl die gegenſeitig freie als die gegenſeitig zahlbare Gerichts⸗Korre⸗ 
ſpondenz iſt als ſolche durch „frei G. S.“ (freie Gerichts⸗Sache) e 
l en \ i % dahlb. 


— 
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I zahlb. G. S.“ (zahlbare Gerichts⸗Sache) unter Angabe der aufgeben⸗ 
den Gerichtsſtelle auf dem Kouverte zu bezeichnen, und mit dem Amtsfiegel 
der letzteren zu verſchließen. Außerdem iſt der Gegenſtand der portofreien 
Korreſpondenz (Gerichtliche Inſinuations⸗Vorladungs⸗Armen⸗ Fiskal⸗Sache) 
genau und deutlich auf dem Kouverte zu vermerken. f 
Artikel 8. 
In Betreff der gegenſeitig frei zu befoͤrdernden Gerichts⸗Korreſpondenz 
werden zur Befoͤrderung mit den Reitpoſten nur Briefe bis zum Gewichte von 
2 Loth als geeignet erachtet. Alle ſchwereren Schriften und Aktenpakete ſind 
mit den Fahrpoſten zu befoͤrdern. Bei Mittheilung von Kriminal⸗Akten koͤnnen 
Corpora .delieti nur inſofern uͤberſendet werden, als ſolches überhaupt nach den 
gegenſeitig beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften nothwendig, auch der Gegenſtand 
1 55 re, mit den Poſten nach den allgemeinen Verordnungen an⸗ 
gethan iſt. : 
835 In Sachen, wo die Parthei zur Zahlung von Koſten geſetzlich verpflichtet 
oder rechtskraͤftig verurtheilt, und dazu vermögend iſt, hat die betreffende Ges 
richtsbehoͤrde dieſer Parthei für Entrichtung des Poſtporto, ſowohl wegen der 
abzuſendenden Briefe und Pakete, als wegen der zu empfangenden, Sorge zu 
tragen; bei der Aufgabe wird nicht nur das inlaͤndiſche Poſtporto bis zur Grenze, 
ſondern auch das auslaͤndiſche bis zum Beſtimmungs⸗Orte, letzteres als Weiter⸗ 
Franko, erhoben; und bei dem Empfange wird von der auslaͤndiſchen Aufgabs⸗ 
Poſtbehoͤrde das Porto bis zur Grenze als Zutaye zugerechnet, und von der an⸗ 
derſeitigen Poſtanſtalt verguͤtet. > 
7 Artikel 9. 


ER Nach den in vorſtehenden Artikeln 2 — 8. enthaltenen Beſtimmungen 
modifizirt und erweitert fi die Anordnung sub No. 3. der oben angeführten 
Uebereinkunft vom z Oktober 1819. 
, Artikel 10. ea 
Gegenwaͤrtige Erklarung ſoll, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklärung des Koͤniglich⸗Bayeriſchen Minifterii der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
ausgewechfelt worden, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen has 
ben und oͤffentlich bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 17ten Mai 1834. 
BER (L. S.) 
Koͤniglich⸗Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
a a Ancillon. i 3 z 


e Erklarung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtimmende Erklaͤ⸗ 
rung des Koͤniglich⸗Bayeriſchen Miniſteri der auswärtigen Angelegenheiten auge 
gewechſelt worden iſt, hierdurch zur offentlichen Kenntniß gebracht. 
| Berlin, den I2ten Juni 1834. ö 
5 ee Ancillon. 
—ͤ — . —— 
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(No; 1527.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 29ſten Mai 1834. betreffend die Verhaͤltniſſe 
8 der ſervisberechtigten Militairperſonen und auf Inaktivitaͤts⸗Gehalt geſetz⸗ 
ten Offiziere und Militairbeamten in Beziehung auf die Kommunal⸗Laſten. 


D. es nothwendig iſt, daß überall, wo die Staͤdte⸗Ordnung, ſey es die dom 
19ten November 1808. oder die vom 17ten März 1831., gilt, in Hinſicht der 
Zuziehung des Militairs zu den Kommungl⸗Laſten nach gleichen Grundſaͤtzen ver⸗ 
fahren und jeder zu Streitigkeiten Veranlaſſung gebende Zweifel beſeitigt werde, 
ſo verordne Ich hierdurch auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom löten 
d. M., daß auch in den nach der Staͤdte⸗Ordnung vom 19ten November 1808. 
verwalteten Städten die Vorſchriften des F. 38. der revidirten Staͤdte⸗Ordnung 
zur Anwendung kommen, mithin ſervisberechtigte aktive Militairperſonen und 
auf Inaktivitaͤts⸗Gehalt geſetzte Offiziere und Militairbeamte von allen Beiträ⸗ 
gen zu den Gemeine⸗Laſten, ſo wie von allen perſoͤnlichen Dienſten frei ſeyn ſol⸗ 
len, inſofern ſie nicht das Buͤrgerrecht gewonnen haben. Doch ſoll dieſe Der 
freiung ſich nicht auf Zuſchlaͤge zu indirekten Verbrauchsſteuern, wenn nicht durch 
beſondere landesherrliche Verfuͤgungen darüber Ausnahmen Mee ſind, des⸗ 
gleichen nicht auf ſolche Leiſtungen beziehen, wovon die Militairperſonen als 
Grundeigenthuͤmer betroffen werden. a 

Dieſen Meinen Befehl hat das Staatsminiſterium durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt machen zu laſſen. i 

Berlin, den 29ſten Mai 1834. 8 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staats miniſterium. 


(No. 1528.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Iften Juni 1834., wegen der von beurlaubten 


Landwehr⸗Offizieren in der Uniform wider andere Militairperſonen be⸗ 
gangenen Vergehen. 


N f 
Ar; bin auf den Bericht des Militair⸗Juſtizdepartements vom 22ſten v. M. 
damit einverſtanden, daß Vergehungen der beurlaubten Landwehr⸗Offiziere, welche 
dieſelben zu einer Zeit, wo ſie ſich in Uniform befinden, gegen eine andere Mi⸗ 
itairperſon veruͤben, welche ſich gleichfalls in Uniform befindet, nach den Mili⸗ 
tairgeſetzen zu beurtheilen und von den Militairgerichten zur Unterſuchung und 
Beſtrafung gezogen werden. Ich beauftrage das Militair⸗Juſtizdepartement, dieſe 
Beſtimmung bekannt zu machen. RS 
Potsdam, den Iften Juni 1834. g 5 
N Friedrich Wilhelm. 
An das Militair⸗Juſtizdepartement. 8 


—— —— 
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(No. 1529.) Verordnung uͤber die Einrichtung der Juſtizbehoͤrden im Großherzogthume Poſen. 
Su Vom 16fen Juni 1834. 7 1 a 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Re Preußen ꝛc. ꝛc. 

Da die Ausführung Unſerer Verordnung vom Aten Dezember v. * 
das Rechtsmittel der Reviſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde betreffend, eine 
Abänderung der im Großherzogthume Poſen nach dem Patent vom 9ten No: 
vember 1816. und den Verordnungen vom Iten Februar 1817. und vom Aten 
Mai 1829. beſtehenden Gerichtsverfaſſung nothwendig macht, und es Unſer lan⸗ 
desvaͤterlicher Wille iſt, den dortigen Juſtizbehoͤrden eine Einrichtung zu geben, 
welche dem Zwecke einer guten und prompten Rechtspflege möglichft entſpricht, 
ſo haben Wir Uns, mit Nuͤckſicht auf die von Unſeren Provinzialſtaͤnden vor⸗ 
gelegten Antraͤge und nach Anhoͤrung Unſeres Staatsminiſteriums bewogen ge⸗ 
ee über die Gerichts⸗Einrichtung im Großherzogthume Poſen Folgende zu 

eſtimmen: f 


L 
Die Juſtizverwaltung im Großherzogthume Poſen ſoll kuͤnftig durch nach⸗ 
ſtehende Behoͤrden beſorgt werden: 
1) zwei Ober⸗Landesgerichte, welche für die Regierungsbezirke Poſen und 
Bromberg errichtet worden; 
2) ſechs und zwanzig Land⸗ und Stadtgerichte, wovon jedes einen landraͤth⸗ 
lichen Kreis zugetheilt erhält; = 
3) die jetzt beſtehenden Inquiſitoriate; » 
4) ein Ober⸗Appellationsgericht für die ganze Provinz; und \ 
5) das Geheime Ober⸗Tribunal zu Berlin für die Reviſionsſachen und Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerden. . s 
In der Einrichtung der geiſtlichen Gerichte wird nichts geändert. 


II. i 
Zum Reſſort der Ober⸗Landesgerichte gehoͤrt: ö 
1) die Hypothekenbuchfuͤhrung uͤber alle in ihrem Bezirke gelegenen 
Domainen und Ritterguͤter, ſo wie über alle zur Aufnahme von Pfand⸗ 
briefen nach §. 12. und folgende der landſchaftlichen Kreditordnung fuͤr 
das Großherzogthum Poſen vom Löten Dezember 1821. geeigneten adeli⸗ 
gen Guͤter. N N 
Sie bilden 
2) den dinglichen Gerichtsſtand fuͤr dieſe Güter. 
Es ſteht ihnen daher 
a) die Inſtruktion und Entſcheidung erſter Inſtanz in allen Prozeſſen zu, 
in welchen dieſer dingliche Gerichtsſtand eintritt, mit der Befugniß je⸗ 
doch, minder wichtige Sachen dem betreffenden Land- und Stadtgericht 
zur Inſtruktion und Entſcheidung zu delegiren; 
b) die Bearbeitung aller Vormundſchaftsſachen, aller Nachlaß⸗Regulirungen 


und aller Konkurs ⸗, Liquidations⸗ und Guͤterabtretungs⸗Prozeſſe, wenn 
(No, 1529.) ein 
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eig n 111 Shpothensee des Ober⸗ gandesgerichts bees Et einen 
ee Ze ale heil des Nachlaſſes oder der 5 ausmacht. | 


55 Außerdem Nel ben Gerichts 
1 ve eee zum Aronberg ei 3) als perſoͤnlichem Geri tsſtan ö ; 
re Tan re, a) die Inſtruktion und Entfeheiduf 0 aller Prozeſſe in erſter Inſtanz, welche f 
j ER = en fi), dem nach, au He 10 0 b en 
i Taxe eignen, alſo entweder nach Gelde geſchatzt einen Werth von mehr 
8 . e, geh, me, mes Als 500 Ythlr. Kourant, oder Regalien und wichtige Gerechtſame bes 
25 SE . be den ee, ein ee, treffen. Es kommt hierbei nur auf den urſprünglichen Klageantrag an. 
1 d e, ee, Auf eine Veraͤnderung deſſelben nach erfolgter Inſinugtion und auf 
e Bine gelle, Ae auh, fm e gase den Gegenſtand der vom Verklagten erhobenen ZBiberEloge wird Feine 
FFF „Nuͤckſicht genommen. Eigentliche Widerklagen, welche Gegenſtaͤnde der 
babe, 307 bee. de, l dees, fac, ie, lie, Real- Jurisdiktion betreffen, werden an den dinglichen Gerichtsſtand ver⸗ 
FP wieſen; und | 
. ag Ion u 27, an 18h 1 b) die Bearbeitung aller Wannsee und damit verbundenen 

a wine Sud ve nei, e lese. e e Nachlaß⸗ Regulirungen, wenn der Nachlaß 2500 Nthlr., und bei vor⸗ 
, ue ane, mae een „e e u handener Guͤtergemeinſchaft das gemeinſchaftliche Vermögen 5000 Kehle. 
Eugene, Ar u 6 a cee en, 207. uͤberſteigt. Es kommt hierbei auf den Betrag der Aktivmaſſe zur Zeit 
eee eee. ue u der Einleitung an, und die Berechnung des Werths erfolgt nach den 
I | anna em Heraun ———Grundſaͤtzen der H. 107. und 108. Tit. 50. der Prozeß ordnung. 
— NUR Sie erkennen | | 


„00d ale Strafſachen, \ 

5 ea) in erſter Inſtanz, wenn ein Snguifi torigt die Unterſuchung geführt hat, 

in zweiter Inſtanz, wenn das San 1 . bei einem Land⸗ 

5 und Stabtgerishte ergangen ist. 5 Se 
, id find end N 
; bat RE eee. e 
d = „„ ..,) Die Aufſichtsbehörden uber die es 105 Auf ate ihres Be 
FFF zirkes, mit allen Befugniſſen, welche die Allgemeine Gerichtsordnung 


6 ee, . 
1 Theil III. Tit. I. den Landes⸗Juſtizkollegien beilegt. 


3 85 II. 
%%CCCCCCCCCCC a ei - 
es P Zum Reſſort der Land- und Stadtgerichte gebören; 5 
9 alle Gegenſtaͤnde der ſtreitigen und nicht ſtreitigen Cibilgerichtsbarkeit, 
welche nicht vorſtehend den ber⸗Landesgekichten uͤberwieſen BD, 
RN : und in Betreff der Strafgerichtsbarkeit: 
, een, ur Sam kn en“ I) alle polizeimaͤßig oder fiskaliſch zu führende Unterſuchungen, 
0 3 eee, Bei 2) alle Kriminal⸗Unterſuchungen wegen zweiten oder dritten großen gemeinen, f 
e ee, een, e, oder unter erſchwerenden Umſtaͤnden begangenen, oder erſten gewaltſamen 
Kin e e eee f Diebſtahls, ſo wie wegen aller Vergehen, bei welchen die hoͤchſte geſetz⸗ 
. liche Strafe des, den Gegenſtand der Unterſuchung ausmachenden Ver⸗ 
brechens oder Vergehens eine Geldſtrafe, oder, außer koͤrperlicher Zuͤch⸗ 
1 9 Gef den eintretenden Ehrenſtrafen, eine dreijährige Freiheitsſtrafe 
nicht uͤberſteigt. f 
Sie fuͤhren dieſe Unterſuchungen und erkennen darin, haben jedoch die 
Befugniß, wenn die Individuglitaͤt verhafteter Verbrecher eine größere Sicher 
38 der e gls ſolche das Gefaͤngniß des Ortes, oder des Lands 
und 


WER a er be, gi, Aa un e., Parts Frau 
er „ e 
le Ola - en F. u. = . 1 
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‚sm an Raum gebricht, — die Unterſuchung an das Inquiſitorigt abzugeben. en 77 eee, 
* 


Landesgerichten. 


feiner Aufloͤſung nicht abgeurtelten Sachen werden an das Geheime Ober⸗Tri⸗ e e, 
bungl abgegeben. ö , e 


1833. (Geſetz Sammlung Seite 37.) dem Mandaks⸗ und Baggtell⸗Prozeß un⸗ 


ſeren Kreiſen die Rechtspflege noch mehr zu erleichtern, werden an den entferne" 77 e ee e, 


abgehalten. Welche Geſchäfte dieſe Kommiſſarien an den Gerichtstagen vorzu⸗ e ....,. 
nehmen haben, wird von dem Juſtizminiſter durch eine beſondere Inſtruktion e e e e 


Go. 1529.) ord⸗ 


* 


1 
11 


„ Stadtgerichts gewahrt, nothwendig macht; oder wenn es in dieſen Gefaͤngniſ⸗ . . FFF 


Den Ober⸗Landesgerichten ſteht auch frei, ihnen nach H. 94. der mine ee eee, m 
Ordnung jede Unterſuchungsſache abzunehmen, und ſie bei dem Ingquiſitorigte „.. e run 
oder durch ein Mitglied des e e fuhren zu laſſen. a 

VER 1 fi 5 1 Ä 5 Yılafı au, e, Eibe, „ uch, 
Die Inquiſitoriate ſind die Unterfuhungs- Behörden für die wichtigern⸗ e zum e = eee. 
Kriminalſachen, welche on der Kompetenz: der Land und Stadtgerichte us ene e 
genommen ſind. Die Abfaſſung der Erkenntniſſe in denſelben gebührt den Ober 


5 V. a Ds = nn Yan . de Ae, ar an var 
Das Ober⸗Appellgtionsgericht bildet die zweite Inſtanz, und zwar . Date l, e, ee, 
a) in Civilſachen ohne Ausnahme für die ganze Provinz,. . b. Aue bebe, u, eee be, au, 
b) in ſolchen Strafſachen, welche in erſter Inſtanz von den Ober⸗Landes⸗ a, Asus a0 am ee. 


8 7 eee, e, kae, ache bien, FA gene 


Gerichten entſchieden worden. 


FFF 


. PR, Ag fl” Ha Fang un x 


x 8 1 x ers eh, auge, 

Vor das Geheime Ober⸗Tribungl zu Berlin gehört die Entſcheidung der DE „ 

Reviſſonsſachen und Nichtigkeitsbeſchwerden. (Verordnung vom Läten Dezember a „ 

borigen Jahres) WW 
Bis zur Auflöſung des jetzt beſtehenden zweiten Senats des Ober⸗Appel⸗⸗ 5 


. 


lationsgerichts zu Poſen hat derſelbe auch in dieſen Sachen zu erkennen; die bei je 


e 


ee. e ee 2 


. ee, Kara de 


er VII. f P 
ü Das Verfahren in Civil⸗Prozeſſen richtet ſich nach den Vorschriften des e 
Iſten Abſchnitts der Verordnung, betreffend die Juſtizverwaltung im Großherzog , 5 
thume Poſen vom 9ten Februar 1817. (Geſetz⸗ Sammlung Seite 37) unter den 
Modifikationen, welche die Verordnung über das Rechtsmittel der Reviſion und 
ee vom Iten Dezember 1833. (Geſetz- Sammlung Seite 302.) 
enthält. 


In allen Sachen aber, welche nach der Verordnung vom Iſten Juni 


terliegen, kommen die Vorſchriften dieſer Verordnung (Iſter Titel und Zter Titel) 
zur Anwendung. Auch alle Injurien⸗Sachen, die nicht zur Kriminal- oder fiskg⸗ 
liſchen Unterſuchung geeignet find, und bisher zur Kognition der Friedensgerichte 
gehoͤrten, ſollen nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung und Meiner Order 
vom I7ten Oktober v. J. behandelt 77 5 N 


um den Gerichtseingefeffenen eines Land⸗ und Stadtgerichts in den groͤs⸗ een re ee man 


FFP 


ten Orten des Kreiſes beſtimmte Gerichtstage durch Kommiſſarien des Gerichts 


e, anne Bean sh Paelfarnn Ar 


beſtimmt werden. * Außen Lee, w v7 ER IX. A. yE . . e. Sabin te he., ae aA Ne 5 


8 5 . : Anfun or. de fee, güde A. ge: i. gen 
Was den Gebrauch der Polniſchen Sprache betrifft, fo enthaͤlt die Ders 
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ordnung vom Iten Februar 1817., Abſchnitt IV. §§. 143 — 156. (Geſetz⸗Samm⸗ 


lung Seite 51. und 52.) die Beſtimmung daruͤber. 
j Es tritt dabei nur die Abänderung ein: f 
daß, wenn irgend eine Verhandlung in Polniſcher Sprache aufgenom⸗ 
men, oder eine Verfuͤgung in dieſer Sprache erlaſſen worden, oder 
eine Vorſtellung in derſelben zu den Akten kommen ſoll, derſelben alle⸗ 
f mal eine Deutſche Ueberſetzung zur Seite ſtehen muß, wofür jedoch 
62.6020 keine beſondere Koſten erhoben werden Dürfen. 
r. f 


Kichte müffen die angeordneten drei Prüfungen beftanden haben. ; 

Fuͤr die Lande und Stadtgerichte und nquifitsriate genügt dieſelbe Qug⸗ 

lifikation, wie für andere Untergerichte. e 
Die Prüfung zum Amt eines Auskultators und Referendarius geſchieht 

durch die Ober⸗Landesgerichte, welchen letzteren auch die Ernennung der Auskul⸗ 

tatoren zuſteht. 85 


XI. 

Das Ober⸗Appellationsgericht und die Ober⸗Landesgerichte erheben die 
Gebuͤhren nach der Taxe fuͤr die Landes⸗Juſtizkollegien; die Land⸗ und Stadt⸗ 
gerichte nach der Taxe fir die Untergerichte, und in Poſen nach der Taxe fuͤr 
die Gerichte der großen Staͤdte. en 

In Mandats⸗ und Bagatell-Prozeſſen kommen die Beſtimmungen der 
Gebuͤhren⸗Taxe vom 9ten Oktober 1833. (Geſetz-Sammlung Seite 109.) zur 

Anwendung. 


f XII. 
9 Wir autoriſiren Unſern Juſtizminiſter mit Aufloͤſung der beſtehenden Land⸗ 
und Friedensgerichte, und des zweiten Senats des Ober⸗Appellationsgerichts, die 
Juſtizbehoͤrden in dem Großherzogthume Poſen nach den Beſtunmungen der 
gegenwaͤrtigen Verordnung einzurichten, welche durch die Geſetz-Sammlung zur 
oͤffentlichen Kenntniß gebracht werden ſoll. 5 N 
Urkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16ten Juni 1834. d 


(.. S.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenſtein. Graf Lottum. Maaſſen. Frh. v. Brenn. v. Kamptz. 
8 Muͤhler. Ancillon. v. Rochow. 


Fuͤr den Kriegsminiſter im Allerhoͤchſten Auftrage. 
f v. Schoͤler. 
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X. 
Die Mitglieder des Ober-Appellationsgerichts und der Ober⸗Landesge⸗ 


